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G€g6nstand Strafverlahren; Betehl lür erkennungsdienstliche
Erlassung und nicht-invasive Probenahme
sowie DNA-Analyse,

Beschwerden gegen den Enlscheid
des Appellationsgerichls des Kantons Basel-Stadt
vom 20. März 2020 (8ES.2019.152).
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Sachverhalt:

A.
Die Staatsanwaltschaft des Kantons Basel-Sladt lührt eine Strafunter-
suchung gegen wegen des Verdachts aul Nöti-
gung, Landtriedensbruch, Hausfriedensbruch, Sachbeschädigung und
Dienslerschwerung. wird vorgeworfen, anlässlich
der Klima-Aktionstage ('Collective Climate Justice'-Tage) am 8. Juli
2019 kurz nach 06.00 Uhr morgens zusammen mit anderen Personen
das UBS-Gebäude bei der St. Alban-Anlage in Basel umstellt zu

haben. sowie Mitbeteiligte hätten dabei rund um

die Liegenschatt mit Kohlestücken Parolen angebracht, Uberwa-
chungskameras abgeklebt und leilweise mil Holzbarrikaden und Koh-
lehaufen die Eingänge blockiert. Während diverse AKivislen und Akli-
vislinnen nach einer Abmahnung durch die Kanlonspolizei Basel-Stadt
zwischen 14.00 Uhr und 14.05 Uhr das Areal verlassen hätlen, seien

und weitere Personen trotz der Auflorderung, die

Örtlichkeiten zu verlassen, an Orl und Stelle verblieben.
habe sich mil drei weiteren Personen in einem weissen Zell

an einem teilweise mit Beton gefüllten Fass teslgeketlel und so die
Zulahd zur Tiefgarage blockiert. ln der Folge hätten sie durch die
Polizei belreit werden müssen und seien vorläuJig inhaftiert worden. ln
diesem Zusammenhang erliess die Staatsanwaltschaft am 8. Juli 2019

einen Befehl für die erkennungsdienstliche Erfassung sowie eine nichl
invasive Probenahme von und ordnete am 9. Juli
2019 die Erslellung seines DNA-Protils an. Dagegen erhob

am 16. Juli 201 9 Beschwerde beim Appellationsgericht
d€s Kantons Basel-Stadt. Dieses hiess die Beschwerde mit Entscheid
vom 20. Mätz 2O2O teilweise gut, hob die Vertügung der Slaatsanwalt-
schaft vom 9. Juli 2019 auf und wies diese an, das DNA-Prolil von

zu löschen. Bezüglich der Verfügung vom 8. Juli
2019 (erkennungsdienstliche Erfassung und Abnahme eines Wangen-

schleimhautabstrichs) wies das Appellationsgericht die Beschwerde
hingegen ab.

B.
Mit Eingabe vom 4. Juni 2020 lührt Beschwerde
in Strafsachen an das Bundesgericht (Verfahren 18-286/2020). Er be-

antragt, das Urteil der Vorinstanz vom 20. Mätz 2O2O sei aufzuheben.
Sodann sei der Belehl zur erkennungsdienstlichen Erlassung hinsichl-
lich der Fingerabdrücke vollumränglich aufzuheben, eventualiter sei

dessen Rechtswidrigkeit feslzustellen. Eventualiter sei das Urleil der
Vorinslanz vom 20. März 2O2O aufzuheben und die Sache an die Vor-
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instanz zur Aulhebung des Befehls zur erkennungsdienstlichen Ertas-

sung hinsichtlich der Fingerabdrücke zurückzuweisen. Weiler seien

die abgenommenen Fingerabdrücke umgehend zu vernichten und all-
fällige, bereits erfolgte Einträge in entsprechenden daktyloskopischen
Datenbanken umgehend zu löschen.

Die Staatsanwaltschatt slelll den Antrag, au, die Beschwerde sei nicht

einzulreten, eventualiler sei sie abzuweisen. Das Appellalionsgericht
verzichtet aul eine Vernehmlassung und beantragt die Abweisung der
Beschwerde. Der Beschwerderührer verzichtet aul weilere Bemer-
kungen.

c.
Oie Slaatsanwaltschatt lührl ihrerseits mit Eingabe vom 5. Juni 2020
ebenfalls Beschwerde in Slrafsachen an das Bundesgericht (Vertah-

rcn 1tJ_29412020). Sie beanlragt, der Entscheid des Appellations-
gerichls vom 20. Mätz 2020 sei aufzuheben, soweil er in leilweiser
Gulheissung der Beschwerde ihre Vertügung vom 9. Juli 20 t I aufhebe
und sie anweise, das DNA-Prolil von zu löschen.
Es sei festzuslellen, dass die Vertügung zur Erstellung eines DNA-

Profils rechlens sei. Evenlualiter sei die Sache zur Neubeurleilung an

die Voranstanz zurückzuweisen.

Der Beschwerdeführer beantragl, auf die Beschwerde sei nichl einzu-
treten, eventualiter sei sie abzuweisen. Das Appellationsgericht ver-
zichtet aul eine Vernehmlassung und beanlragt die Abweisung der
Beschwerde.

Dem Gesuch der Slaatsanwaltschatt im Verlahren 18-29412020, de(
Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, entsprach das
Bundesgericht mil Präsidialvertügung vom 30. Juni 2020.

Erwägungen:

1.

1.'l Die Beschwerden I 8_286/2020 und 1S_29412020 richlen sich
gegen d€nselben Entscheid des Appellationsgerichts und werren die
gloichen Rechtsfragen aur. Es rechtlertigl sich daher, die Verlahren zu
vereinigen.

1.2 Angelochten isl ein kanlonal letztinslanzlicher Einzelrichterent-
scheid in einer stratrechtlichen Angelegenheit, gegen den die Be-
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schwerde in Strafsachen grundsätzlich otfensteht (Art.78 Abs. 1 und

Art. 80 BGG). Die strittigen Zwangsmassnahmen dienen nicht der

Aufklärung der Straftaten, deren der Beschwerdeführer im laufenden

Strafverfahren verdächtigl wird. Vielmehr sind sie mit Blick auf allfäl-
lige andere - bereits begangene oder künftige - Delikte angeordnet

worden. lhnen kommt somit eine über das Strafverfahren hinausge-

hende eigenständige Bedeutung zu. Der vorinslanzliche Entscheid ist

deshalb praxisgemäss, entgegen der Auffassung des Beschwerdefüh-

rers, nicht als Zwischenentscheid, sondern als Endentscheid zu be-

handeln, der nach Art.90 BGG anfechtbar ist (vgl. Urteile 18-1712019

vom24. April 2019 E. 1, nicht publ. in: BGE 145 lV 263; lB-1 11/2015

vom 20. August 2015 E. 2.4; 18_5712013 vom 2. Juli 20 1 3 E. 1 .5; je

mit Hinweisen).

1.2.1 Der Beschwerde!ührer hat am vorinstanzlichen Verfahren teilge-
nommen und hat als Adressat der Zwangsmassnahmenanordnungen

ein rechtlich geschütztes lnteresse an der Aufhebung oder Anderung

des angelochtenen Entscheids. Damit ist er nach Art. 81 Abs. 1 BGG

zur Beschwerde berechtigt. Da auch die übrigen Eintretensvorausset-

zungen erfüllt sind, ist aul seine Beschwerde im Verfahren 18-286/
2020 einzulreten.

1.2.3 Besteht eine für den ganzen Kanton zuständige Oberstaatsan-

waltschaft oder eine vergleichbare Behörde, die innerhalb des Kantons

für die Stralverfolgung aller Straftaten im ganzen Kantonsgebiet zu-

ständig ist und für eine einheitliche Rechtsanwendung zu sorgen hat,

ist diese allein zur Beschwerde in Strafsachen legitimiert (BGE 142 lV

196 E. 1.5.2 S. 199 f.; Urteil 68-1360/2019 vom 20. November 2020

E. 1; ie mit Hinweisen). Der Kanton Basel-Stadt kennl keine Ober-

staatsanwaltschaft. Die Staatsanwaltschaft wird vom Ersten Staats-
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1.2.2 Gemäss Art. 8l Abs. 1 lit. b Ziff. 3 BGG ist die Staalsanwalt-

schaft grundsätzlich zur Beschwerde in Strafsachen berechtigt. Diese

Bestimmung allein verleiht der Staatsanwaltschaft indes nicht das

rechtlich geschülzte lnteresse, welches zur Beschwerdeerhebung

vorausgesetzt ist (vgl. BGE 139 lV 121 E. 4.2 S. 123 I. mit Hinweisen).

Vorliegend ist fraglich, inwiefern das rechtlich geschützte lnteresse der

Staalsanwaltschaft, welches sich aus dem staatlichen Strafanspruch

ableitet, tangiert und sie überhaupt zur Beschwerde im Verfahren

18-29412020 berechtigt ist (vgl. Urteil 18-52612020 vom 4. Februar

2021 E. 1 mit Hinweisen). Die Frage braucht iedoch nicht weiter ge-

prüft zu werden, da sich die Erstellung des DNA-Profils ohnehin als

untauglich bzw. unverhältnismässig erweist (vgl. E. 31. hiernach).


















